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Anlage 

Erneute Öffentlichkeitsbeteiligung 
im Rahmen des Genehmigungsverfahrens zur 2. Abbaugenehmigung 

Der Bericht zeigt auf, dass eine zusätzliche förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens zur 2. Abbaugenehmigung (2. AG) weder notwendig , noch zielführend oder 
auch nur wünschenswert ist. 

1. Rechtliche Grundlagen 

Das Atomrecht verpflichtet in gestuften Genehmigungsverfahren zu einer erneuten 
Öffentlichkeitsbeteiligung, wenn entweder die zu genehmigenden Sachverhalte für sich eine 
UVP-Pflicht begründen(§ 4 Abs. 4 Satz 2 AtVN) , wenn im Sicherheitsbericht zusätzliche oder 
andere Umstände darzulegen wären , die nachteilige Auswirkungen für Dritte besorgen lassen 
(§ 4 Abs. 2 Satz 1 AtVN) oder wenn einer der in § 4 Abs. 2 Satz 3 AtVN genannten Fälle 
vorliegt. Gesichtspunkte, die vorliegend für eine verpflichtende Öffentlichkeitsbeteiligung 
sprechen würden , sind nicht ersichtlich. 

Aus den Darstellungen in unserem Bericht „Bewertung der Antragsgegenstände der 2. AG 
hinsichtlich Umweltverträglichkeit" ergibt sich zunächst, dass die Antragsgegenstände der 2. 
AG keine eigenständige UVP-Pflicht auslösen. Es sind zudem keine - im Vergleich zu den in 
der UVU zum Gesamtvorhaben bereits beschriebenen - zusätzlichen oder anderen 
erheblichen Auswirkungen auf die in § 1 a AtVN genannten Schutzgüter ersichtlich . Aus UVP­
rechtlichen Gründen kann die Notwendigkeit zur Durchführung eines Genehmigungs­
verfahrens mit erneuter Öffentlichkeitsbeteiligung daher nicht abgeleitet werden. 

Die in § 4 Abs. 2 Satz 3 AtVN aufgeführten Kriterien , die eine Öffentlichkeitsbeteiligung 
erfordern würden , treffen allesamt nicht auf die Antragsgegenstände der 2. AG zu . Es sind 
zudem auch keine zusätzlichen oder anderen Umstände erkennbar, die nachteilige 
Auswirkungen für Dritte besorgen lassen und über die bereits in dem im Verfahren zur 
Erlangung der 1. SAG vorgelegten Sicherheitsbericht über die gesamt geplanten Maßnahmen 
hinausgehen. Es gibt im Rahmen der beantragten 2. AG keine Vorhabenänderungen mit 
Drittrelevanz, die von der bereits öffentlich erörterten Beschreibung des Gesamtvorhabens in 
Sicherheitsbericht und UVU abweichen. 
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Gemäß §§ 4, 19b Abs. 1 AtVN erfolgte im Rahmen des Genehmigungsverfahren für die 1. 
SAG eine formale Öffentlichkeitsbeteiligung. Im Rahmen dieser Öffentlichkeitsbeteiligung 
wurde der nach den Vorgaben des § 3 Abs. 1 Nr. 1 AtVN erstellte Sicherheitsbericht zur 1. 
SAG, der gemäß § 19b Abs. 1 AtVN auch die insgesamt geplanten Maßnahmen zur 
Stilllegung und zum Abbau von Anlagenteilen des KKB beschreibt, öffentlich ausgelegt und 
umfassend erörtert. Damit sind der Öffentlichkeit die insgesamt geplanten Stilllegungs- und 
Abbaumaßnahmen vollständig und in der erforderlichen Detailtiefe bekannt gemacht worden . 
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Die mit unserem Antrag auf Erteilung der 2. AG beantragten Tätigkeiten und Maßnahmen 
bewegen sich im Rahmen der im Verfahren zur 1. SAG vorgelegten Darstellungen und gehen 
inhaltlich nicht über diese hinaus. Der vorliegende Antrag beinhaltet lediglich die bisher noch 
nicht beschiedenen Maßnahmen und Tätigkeiten der bereits der Öffentlichkeit bekannten 
insgesamt geplanten Maßnahmen zur Stilllegung und zum Abbau von Anlagenteilen der 
Anlage KKB. Dies sind insbesondere die im Antrag zur 1. SAG explizit als 
Antragsgegenstände der 2. AG genannten Maßnahmen und Tätigkeiten. Darüber hinaus 
bleiben alle wesentlichen Festlegungen, die mit der 1. SAG beantragt und genehmigt wurden , 
vom Antragsumfang der 2. AG unberührt. Eine erneute Darlegung der unverändert insgesamt 
geplanten Maßnahmen ist daher weder erforderlich , noch sinnvoll. Damit besteht gern . §§ 4, 
19b Abs. 1 AtVN auch kein gesetzliches Erfordernis für die Durchführung einer erneuten 
Öffentlichkeitsbeteiligung. 
Von einer Öffentlichkeitsbeteiligung kann daher insgesamt gemäß § 4 Abs. 4 i. V. m. Abs. 2 
AtVN abgesehen werden . 

Die Entscheidung, ob eine zusätzliche, überobligatorische Öffentlichkeitsbeteiligung 
durchgeführt werden soll , steht im Ermessen der Genehmigungsbehörde, welches 
ermessensfehlerfrei auszuüben ist. Die folgenden Ausführungen sollen belegen, dass eine 
fehlerfreie Ermessensentscheidung hier allein den Verzicht auf eine erneute förmliche 
Beteiligung der Öffentlichkeit beinhalten kann . 

2. Informationsbedürfnis der Öffentlichkeit 

Dass ein Informationsbedürfnis der Öffentlichkeit an dem Genehmigungsverfahren zur 
Stilllegung und zum Abbau des KKB vorhanden ist, steht außer Frage. Diesem ist jedoch 
formal über die öffentliche Erörterung der insgesamt geplanten Maßnahmen im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens zur Erteilung der 1. SAG bereits ausreichend Rechnung getragen 
worden . 

Darüber hinaus haben wir die Öffentl ichkeit fortlaufend und umfassend über den Fortschritt 
des Vorhabens insgesamt und Teilaspekte, die von besonderem Interesse sind, informiert. 
Hierzu haben wir diverse Informations- und Diskussionsveranstaltungen organisiert, auf 
welchen Vertreter aus Verbänden, der Kommunalpolitik oder sonst interessierte Dritte den 
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aktuellen Stand des Projektes erfahren und ggf. ihr Bedenken vortragen und mit unseren 
Fachleuten diskutieren konnten . Sie haben dankenswerterweise mit ihren Experten ebenfalls 
häufig an diesen Veranstaltungen teilgenommen, sich den Fragen aus dem Publikum gestellt 
und Anregungen aufgenommen. Auf Wunsch haben wir auch konkrete Einzelgespräche mit 
Anlagenbegehungen ermöglicht. Diese kontinuierliche kommunikative Begleitung des 
Abbauvorhabens zeigt, dass dem Informationsbedürfnis Dritter in jeder Hinsicht und 
insbesondere weit über die gesetzlichen Vorgaben hinaus Genüge getan wurde. An diesem 
transparenten Vergehen wollen wir auch in Zukunft festhalten . 
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Erfahrungen aus Baden-Württemberg zeigen im Übrigen, dass eine erneute Erörterung im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens zur 2. AG keinen zusätzlichen Erkenntnisgewinn 
verspricht. Einwendungen und Diskussionsbedarf betrafen dort allein Sachpunkte, die bereits 
auf dem ersten Erörterungstermin zum Gesamtvorhaben umfangreich abgehandelt worden 
waren. Dem Vernehmen nach würde die baden-württembergische Genehmigungsbehörde ihr 
Ermessen heute anders ausüben und von einer zusätzlichen Öffentlichkeitsbeteiligung 
absehen, wie sie dies in den Abbaugenehmigungen zum Kernkraftwerk Obrigheim selbst 
schon getan hat und wie dies bislang auch bundesweit geübte Praxis ist. 

3. Zeitliche und wirtschaftliche Erwägungen 

Erfahrungsgemäß führt die Vorbereitung und Durchführung einer formalen 
Öffentlichkeitsbeteiligung zu einem zeitlichen Zusatzbedarf von mindestens sechs Monaten. 
Das auf Erteilung der 2. AG gerichtete Genehmigungsverfahren würde sich also entsprechend 
verlängern . infolge der dadurch eintretenden Verzögerungen bei den geplanten 
Abbaumaßnahmen würden der Antragstellerin beträchtliche, nicht geplante Zusatzkosten 
entstehen. 

Zugleich würden sich sämtliche anderen in Schleswig-Holstein anhängigen Rückbauverfahren 
verzögern , da die in diesen Verfahren eingebundenen Mitarbeiter bei Behörden und 
Sachverständigen dann voraussichtlich mit der Vorbereitung und Durchführung des zweiten 
KKB-Erörterungstermins ausgelastet wären . 

4. Zielvorgaben des Gesetzgebers 

Der Bundesgesetzgeber hat in § 7 Abs. 3 Satz 4 AtG festgeschrieben, dass Anlagen nach 
Beendigung des Leistungsbetriebes unverzüglich stillzulegen und abzubauen sind . Diese 
Regelung wurde seinerzeit auch gerade auf Drängen der Landesregierung von Schleswig­
Holstein aufgenommen. Der Verpflichtung zum beschleunigten Abbau von außer Betrieb 
genommenen Anlagen kann allerdings nur nachgekommen werden , wenn die entsprechenden 
Genehmigungen entsprechend zügig erteilt werden . Nicht notwendige 
Verfahrensverlängerungen sollten mit Blick auf das gesetzgeberische Ziel daher unterbleiben. 
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5. 
Auch Ihr Haus hat sich bislang dieser Sichtweise angeschlossen und folgerichtig die sofortige 
Vollziehung der 1. SAG angeordnet, um einen unverzüglichen Abbau der Anlage einzuleiten. 
Hierzu haben Sie seinerzeit ausgeführt: 

Das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung ergibt sich zunächst daraus, dass 
mit der Stilllegung und dem Abbau des KKB das permanent vorhandene 
Gefährdungspotenzial in der Umgebung der Anlage sukzessive reduziert wird. Der 
Suspensiveffekt einer Klage würde dazu führen, dass dieses Gefährdungspotenzial länger 
vorhanden wäre, wobei zu berücksichtigen ist, dass mit zunehmender Dauer eines 
Klageverfahrens sich die tatsächliche Situation der Anlage derer eines sicheren 
Einschlusses nähern wurde, für die das vorhandene Genehmigungsregime nicht 
vorgesehen und auch nicht dauerhaft geeignet ist. 

(. . .) Daran, dass diese Folgen eintreten, besteht ein öffentliches Interesse, denn damit 
sind von exekutiver Seite die Voraussetzungen erfüllt, derer es zur Umsetzung der 
gesetzlichen Regelung nach § 7 Abs. 3 Satz 4 AtG bedarf, wonach Anlagen nach § 7 Abs. 
1 Satz 1 AtG, deren Berechtigung zum Leistungsbetrieb nach § 7 Abs. 1 a AtG erloschen 
ist oder deren Leistungsbetrieb endgültig beendet ist und deren Betreiber Einzahlende 
nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Entsorgungsfondsgesetzes sind, unverzüglich stillzulegen und 
abzubauen sind. Das besondere öffentliche Interesse leitet sich, auch mit Blick auf die 
dargestellten Folgen einer unmittelbar gültigen Stilllegungs- und Abbaugenehmigung, 
ergänzend aus dem Zweck des AtG gemäß § 1 Nr. 1 AtG ab, wonach die Nutzung der 
Kernenergie zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität geordnet zu beenden und bis 
zum Zeitpunkt der Beendigung der geordnete Betrieb sicherzustellen ist. 

Mit der Anordnung der sofortigen Vollziehung kann die Antragstellerin ihre Rechte aus 
dieser Genehmigung unmittelbar wahrnehmen und so ihrerseits, an der Verwirklichung 
des bezeichneten öffentlichen Interesses mitwirken. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass 
die unverzügliche Stilllegung und der unverzügliche Abbau nicht allein deshalb im 
öffentlichen Interesse liegen, weil sie im Gesetz verankert sind. Sie haben 
sicherheitstechnische Vorteile, da das Personal der Antragstellerin, das weitreichende 
Erfahrungen aus dem Leistungs- und Nachbetrieb hat, bei der Stilllegung und beim Abbau 
eingesetzt werden kann. Im Falle einer Klage gegen diese Genehmigung und einem 
voraussichtlichen langwierigen Klageverfahren, könnte nicht sichergestellt werden, dass 
dieses Personal noch in vergleichbarem Umfang zur Verfügung stünde. 

Das Ziel des unverzüglichen Abbaus des KKB, welches auch von Drittbetroffenen geteilt wird , 
würde nicht erreicht, wenn bei zur Umsetzung anstehenden Abbaumaßnahmen infolge nicht 
notwendiger zusätzlicher Verfahrensschritte vermeidbare erhebliche Verzögerungen eintreten. 
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Eine erneute Öffentlichkeitsbeteiligung ist gesetzlich nicht erforderlich und ist in Anbetracht 
des zu erwartenden minimalen Erkenntnisgewinns für alle Beteiligten bei gleichzeitig 
eintretender erheblicher Rückbauverzögerung als unverhältnismäßig abzulehnen. 
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